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Eckpunkte für eine Rentenreform 

Altersarmut verringern- gesetzliche Rentenversicherung stärken 

1. Es muss wieder ein Rentenniveau der gesetzlichen Rentenversicherung von mindestens 50 % 
erreicht werden. 

2. Damit dieser betroffene Personenkreis selbstständig und nachträglich seine Lücke in der 
gesetzlichen Rentenversicherung reduzieren und die Höhe seines zu erwartenden 
Rentenbeitrags verbessern kann,   fordern wir für diesen Personenkreis die Möglichkeit der 
Nachzahlung bis zu einem Höchstbeitrag bis zu ihrem Renteneintrittsalter. Eine zusätzliche 
Absicherung durch private Anbieter soll  weiterhin möglich sein.

3. Immer mehr Unternehmer sind im Alter von Altersarmut betroffen. Dies resultiert meist 
daraus, dass sie während ihrer aktiven Selbstständigkeit nur geringe Beiträge in die private 
Rentenversicherung einbezahlen und später von der sozialen Unterstützung abhängig sind. 
Deshalb soll der in die gesetzliche Rentenversicherung einzahlende Personenkreis 
ausgeweitet werden und Selbstständige sollen verpflichtet werden in die gesetzliche 
Rentenversicherung einzuzahlen.

4. Auch Beamte werden in die Solidarrente langfristig integriert. 

Begründung 

Arbeitslosigkeit, Kindererziehung, längere Studienzeiten, Teilzeitbeschäftigung aufgrund der Pflege 
der Eltern oder der Kindererziehung zählen zu den meisten Ursachen für Altersarmut. Bei vielen 
Betroffenen entsteht während einer bestimmten Zeitspanne das Problem, dass sie nicht in die 
gesetzliche Rente einzahlen können. Dadurch entsteht eine Lücke, die nachträglich durch die 
Betroffenen nicht mehr geschlossen werden kann sondern nur noch über die private Vorsorge 
abgedeckt werden kann. 

Die Rentenpolitik der vergangen Jahre hat die zukünftige Situation noch verschärft. Die Riesterrente 
erfüllt bei weitem nicht die Erwartungen, die in sie gesetzt wurde, viele Geringverdiener können 
sie auch nicht nutzen. 

Auch nach 40 Beitragsjahren muss ein Recht auf abschlagsfreie Rente bestehen. 


